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Wahlordnung der Fachhochschule Potsdam 
 
Der Senat der Fachhochschule Potsdam hat gemäß 
der Grundordnung der Fachhochschule Potsdam, 
ABK Nr. 213 vom 05.02.2013 folgende Wahlord-
nung erlassen, deren Änderung er am 04.12.13 
beschlossen hat und die im Zuge dessen redaktio-
nell an das Gesetz über die Hochschulendes Lan-
des Brandenburg (Brandenburgisches Hochschulge
setz - BbgHG) vom 28. April 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 
18] angepasst wurde. 
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§ 1 Geltungsbereich 
§ 2  Zentraler Wahlvorstand  
§ 3 Wahlvorstände der Fachbereiche 
§ 4  Wahlausschuss 
§ 5  Unterstützung der Wahlvorstände und des 
 Wahlausschusses 
§ 6  Grundsätze des Wahlverfahrens 
§ 7 Amtszeiten 
§ 8 Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
§ 9  Termine und Fristen 
§ 10  Wahlausschreibung 
§ 11  Verzeichnis der Wahlberechtigten 
§ 12  Wahlvorschläge 
§ 13  Wahlprüfungsverfahren und Veröffentli-
 chung der Wahlvorschläge 
§ 14  Stimmzettel 
§ 15  Briefwahl 
§ 16  Wahlhandlung 
§ 17  Feststellung des Wahlergebnisses 
§ 18  Wahlanfechtung 
§ 19  Wiederholungswahl, Nachwahl 
§ 20  Mandats- und Amtsnachfolge 
§ 21  Wahl und Abwahl der Präsidentin/des 
 Präsidenten 
§ 22 Wahl und Abwahl der Vizepräsidentin-
 nen/Vizepräsidenten 
§ 23  Wahl und Abwahl der Vorsitzenden/des 
 Vorsitzenden des Senats und der/des stell-
 vertretenden Vorsitzenden 
§ 24  Wahl und Abwahl der Gleichstellungsbe-
 auftragten und ihrer Stellvertreterinnen 
 sowie der dezentralen Gleichstellungsbe-
 auftragten und deren Stellvertreterinnen 
§ 25  Wahl und Abwahl der Dekanin/des De-
 kans, der Prodekanin/des Prodekans, der 
 weiteren Prodekaninnen/Prodekane und 
 der Prodekaninnen/Prodekane für beson-
 dere Aufgaben 
§ 26  Wahl und Abwahl der/des Vorsitzenden 
 des Fachbereichsrats und der/des stellver-
 tretenden Vorsitzenden 
§ 27  Aufbewahrung der Wahlunterlagen  
§ 28  Inkrafttreten 

§ 1 Geltungsbereich 
 
(1) Diese Wahlordnung (WO) regelt in Ergänzung 

zu den Bestimmungen in § 2 Abs. 1, § 9, §§ 13, 
14, § 18 Abs. 5, § 22 Abs. 1 und 3, § 23 und § 
29 der Grundordnung der Fachhochschule 
Potsdam (GO), ABK Nr. 213 vom 05.02.2013 
die Verfahrensgrundsätze über die Durchfüh-
rung der Wahlen sowie über die Ausübung des 
aktiven und passiven Wahlrechts an der Fach-
hochschule Potsdam einschließlich der Wah-
len der Studierendenschaft und wird vom Se-
nat erlassen. 

 
(2) Diese Wahlordnung gilt für die Wahlen: 
 

1. der Präsidentin/des Präsidenten und der 
ersten Vizepräsidentin/des ersten Vizeprä-
sidenten, der weiteren Vizepräsidentin-
nen/Vizepräsidenten und der Vizepräsi-
dentinnen/Vizepräsidenten für besondere 
Aufgaben, 

2. der Mitglieder des Senats sowie der/des 
Senatsvorsitzenden und der/des stellver-
tretenden Vorsitzenden, 

3. der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer 
Stellvertreterinnen; der dezentralen 
Gleichstellungsbeauftragten und deren 
Stellvertreterinnen, 

4. der Dekaninnen/Dekane, der Prodeka-
nin/des Prodekans, der weiteren Prodeka-
ninnen/Prodekane und der Prodekanin-
nen/Prodekane für besondere Aufgaben, 

5. der Mitglieder der Fachbereichsräte, 
der/des Vorsitzenden des Fachbereichsra-
tes und der/des stellvertretenden Vorsit-
zenden, 

6. der Mitglieder des Allgemeinen Studieren-
denausschusses (AStA) und der Mitglieder 
der Studierendenräte (StuRen) der Fachbe-
reiche, 

7. der Mitglieder von Kommissionen und 
Ausschüssen. 
 

(3) Die Zusammensetzung der Gremien der Stu-
dierendenschaft ist von dieser durch Satzung 
im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben zu 
regeln. Diese Wahlordnung ist, soweit sie sich 
auf die Regelungen zu den Wahlen in der Stu-
dierendenschaft bezieht, von der Vollver-
sammlung der Studierendenschaft als ihrem 
obersten beschlussfassenden Organ zu erlas-
sen. 

 
§ 2 Zentraler Wahlvorstand 

 
(1) Für die Vorbereitung sowie Durchführung der 

Wahlen gemäß § 1 Abs. 2 Punkt 1 bis 3 sowie 
6 ist der zentrale Wahlvorstand zuständig.  
 

http://www.bravors.brandenburg.de/sixcms/media.php/land_bb_bravors_01.a.111.de/GVBl_I_18_2014.pdf
http://www.bravors.brandenburg.de/sixcms/media.php/land_bb_bravors_01.a.111.de/GVBl_I_18_2014.pdf
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(2) Der zentrale Wahlvorstand wird vom Senat 
nach Gruppen gewählt. Dem zentralen Wahl-
vorstand gehören an: 

 

 eine Vertreterin/ein Vertreter der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer, 

 eine Vertreterin/ein Vertreter der Gruppe 
der Studierenden, 

 eine Vertreterin/ein Vertreter der Gruppe 
der akademischen Mitarbeiterinnen/Mit-
arbeiter und 

 eine Vertreterin/ein Vertreter der Gruppe 
der sonstigen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter. 

 
Eine angemessene Vertretung der Struktur-
einheiten ist zu berücksichtigen. 

 
(3) Für jedes stimmberechtigte Mitglied des 

Wahlvorstandes ist eine Stellvertreterin/ein 
Stellvertreter aus derselben Gruppe zu wäh-
len. Die Amtszeit des Wahlvorstandes beträgt 
drei Jahre, die der studentischen Mitglieder 
ein Jahr. Wiederwahlen sind möglich. 

 
(4) Der zentrale Wahlvorstand bestimmt aus 

seiner Mitte eine Vorsitzende/einen Vorsit-
zenden und deren/dessen Stellvertrete-
rin/Stellvertreter. Die/der Vorsitzende beruft 
den zentralen Wahlvorstand unter Einhaltung 
einer Frist von mindestens drei Arbeitstagen 
unter Beifügung der Tagesordnung ein. 

 
(5) Der zentrale Wahlvorstand entscheidet je-

weils durch Beschluss. Er ist beschlussfähig, 
wenn mehr als die Hälfte seiner stimmberech-
tigten Mitglieder anwesend ist. Der zentrale 
Wahlvorstand fasst seine Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglie-
der. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. In der Regel gilt die offene Ab-
stimmung. Auf Antrag eines Mitglieds ist ge-
heim abzustimmen.  

 
(6) Kandidiert ein Mitglied des zentralen Wahl-

vorstandes für den Senat, so erlischt seine 
Mitgliedschaft. Steht keine Stellvertrete-
rin/kein Stellvertreter zur Verfügung, so ist die 
Nachwahl des Mitglieds und einer Stellvertre-
terin/eines Stellvertreters vorzunehmen. 

 
(7) Beschlüsse des zentralen Wahlvorstandes sind 

hochschulöffentlich bekannt zu machen. Be-
treffen Entscheidungen des zentralen Wahl-
vorstandes Einzelpersonen, so werden diese 
darüber informiert. Über die Sitzungen des 
zentralen Wahlvorstandes und dessen Be-
schlüsse sowie über das festgestellte Wahler-
gebnis sind Niederschriften zu fertigen. Sie 
werden von der/dem Vorsitzenden des zentra-
len Wahlvorstandes unterzeichnet. Die Proto-

kolle nebst Stimmzettel und sonstigen Wahl-
unterlagen sind bis zum Abschluss der auf die 
jeweilige Wahl folgenden Wahl aufzubewah-
ren. 

 
(8) Sind Mitglieder der Wahlvorstände Wahlbe-

werberinnen oder Wahlbewerber für ein Gre-
mium, so sind sie in der Zeit von der Abgabe 
der Wahlvorschläge bis zur amtlichen Be-
kanntmachung des Wahlergebnisses von Ent-
scheidungen und Beschlüssen, die dieses 
Gremium betreffen, auszuschließen. In die-
sem Fall tritt die Vertretungsregelung in Kraft. 

 
(9) Der zentrale Wahlvorstand wird durch eine 

Geschäftsstelle unterstützt. Der zentrale 
Wahlvorstand kann die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahlen der Geschäftsstelle 
übertragen. Entscheidungen werden vom 
Wahlvorstand getroffen. 

 
§ 3 Wahlvorstände der Fachbereiche 

 
(1) Für die Vorbereitung sowie Durchführung der 

Wahlen gemäß § 1 Abs. 2 Punkt 4 und 5  sind 
die Wahlvorstände der Fachbereiche zustän-
dig.  

 
(2) Die Wahlvorstände der Fachbereiche werden 

vom jeweiligen Fachbereichsrat nach Gruppen 
gewählt.  § 2 Abs. 2 bis 8 gelten entsprechend. 

 
(3) Der Wahlvorstand des jeweiligen Fachbereichs 

führt die Wahl der/des Fachbereichsratsvor-
sitzenden und der/des stellvertretenden Vor-
sitzenden, der Dekaninnen/Dekane, der Pro-
dekanin/des Prodekans, der weiteren Prode-
kaninnen/Prodekane und der Prodekanin-
nen/Prodekane für besondere Aufgaben 
durch. 
 

(4) Die Wahlvorstände der Fachbereiche unter-
stützen den zentralen Wahlvorstand bei der 
Durchführung der Wahlen gemäß § 1 Abs. 2. 

 
§ 4 Wahlausschuss 

 
(1) Als Kontrollorgan bei der Vorbereitung der 

Wahlen und zur Überprüfung der Gültigkeit 
der Wahlverfahren zu den Kollegialorganen 
wählt der Senat nach Gruppen den Wahlaus-
schuss. Der Wahlausschuss ist zuständig für 
die Wahlprüfung und die Wahlanfechtung der 
Wahlen gemäß § 1 Abs. 2. 

 
(2) Aufgaben des Wahlausschusses sind die 

Wahlprüfung und die Entscheidung über 
Wahlanfechtungen der Wahlen zu den Kolle-
gialorganen, zu den Gremien der Studieren-
denschaft sowie der Wahlen der Präsiden-
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tin/des Präsidenten, der ersten Vizepräsiden-
tin/des ersten Vizepräsidenten, der weiteren 
Vizepräsidentinnen/Vizepräsidenten, der Vi-
zepräsidentinnen/Vizepräsidenten für beson-
dere Aufgaben; der Dekaninnen/Dekane, der 
Prodekanin/des Prodekans, der weiteren Pro-
dekaninnen/Prodekane, der Prodekanin-
nen/Prodekane für besondere Aufgaben; 
der/des Senatsvorsitzenden und der/des   
stellvertretenden Vorsitzenden; der Gleich-
stellungsbeauftragten und ihrer Stellvertrete-
rinnen; der dezentralen Gleichstellungsbeauf-
tragten und deren Stellvertreterinnen; 
der/des Vorsitzenden des Fachbereichsrates 
und der/des stellvertretenden Vorsitzenden; 
der Mitglieder von Kommissionen und Aus-
schüssen. 

 
(3) Mitglieder des Wahlausschusses dürfen nicht 

zugleich Mitglieder der Wahlvorstände sein. 
Dem Wahlausschuss gehören an: 

 

 eine Vertreterin/ein Vertreter der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen/ Hochschullehrer, 

 eine Vertreterin/ein Vertreter der Gruppe 
der Studierenden, 

 eine Vertreterin/ein Vertreter der Gruppe 
der akademischen Mitarbeiterinnen/Mit-
arbeiter und 

 eine Vertreterin/ein Vertreter der Gruppe 
der sonstigen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter. 

 
(4) Für jedes stimmberechtigte Mitglied des 

Wahlausschusses ist eine Stellvertreterin/ein 
Stellvertreter aus derselben Gruppe zu wäh-
len. Eine angemessene Vertretung der Struk-
tureinheiten ist zu berücksichtigen. Die Amts-
zeit des Wahlausschusses beträgt drei Jahre; 
die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
Wiederwahlen sind möglich. 

 
(5) Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mitte 

eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden und eine 
Stellvertreterin/einen Stellvertreter. 

 
(6) Der Wahlausschuss entscheidet jeweils durch 

Beschluss. Er ist beschlussfähig, wenn mehr 
als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mit-
glieder anwesend ist. In der Regel gilt die of-
fene Abstimmung. Auf Antrag eines oder 
mehrerer Mitglieder ist geheim abzustimmen. 

 
(7) Sind Mitglieder des Wahlausschusses Wahl-

bewerberinnen/Wahlbewerber für ein Gremi-
um, so sind sie in der Zeit von der Abgabe der 
Wahlvorschläge bis zur amtlichen Bekannt-
machung des Wahlergebnisses von Entschei-
dungen und Beschlüssen, die dieses Gremium 
betreffen, auszuschließen. In diesem Fall tritt 
die Vertretungsregelung in Kraft. 

(8) Wird ein Mitglied des Wahlausschusses in den 
zentralen Wahlvorstand oder den Senat ge-
wählt, so erlischt seine Mitgliedschaft im 
Wahlausschuss. Steht keine Stellvertrete-
rin/kein Stellvertreter zur Verfügung, so ist ei-
ne Nachwahl eines Mitglieds und einer Stell-
vertreterin/eines Stellvertreters vorzuneh-
men. 

 
(9) Beschlüsse des Wahlausschusses sind hoch-

schulöffentlich bekannt zu machen. Betreffen 
Regelungen des Wahlausschusses Einzelper-
sonen, so werden diese von den Entscheidun-
gen informiert. Über die Sitzungen des Wahl-
ausschusses und dessen Beschlüsse sind Nie-
derschriften zu fertigen. Sie werden von 
der/dem Vorsitzenden des Wahlausschusses 
unterzeichnet. Die Niederschriften sind min-
destens bis zum Abschluss der nächsten Wahl 
aufzubewahren. 

 
(10) Der Wahlausschuss wird durch die Geschäfts-

stelle des zentralen Wahlvorstands unter-
stützt. 

 
§ 5 Unterstützung der Wahlvorstände und des 

Wahlausschusses 
 
(1) Die Wahlvorstände können Mitglieder und 

Angehörige der Fachhochschule als Wahlhel-
ferinnen/Wahlhelfer zur Unterstützung bei 
der Vorbereitung der Wahl, der Stimmabgabe 
und Stimmenzählung bestellen. 

 
(2) Die Organe, Gremien, Funktionsträgerin-

nen/Funktionsträger und die Hochschulver-
waltung haben die Wahlvorstände und den 
Wahlausschuss bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben zu unterstützen, insbesondere die not-
wendigen Unterlagen zur Verfügung zu stel-
len und die erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len. 

 
§ 6 Grundsätze des Wahlverfahrens 

 
(1) Die Wahlen zum Senat, den Fachbereichsrä-

ten, dem Allgemeinen Studierendenausschuss 
(AStA) und den Studierendenräten (StuRa) er-
folgen gemäß § 62 Abs. 1 BbgHG nach den 
Grundsätzen der personalisierten Verhältnis-
wahl. 

 
(2) Bei der personalisierten Verhältniswahl wird 

eine Liste gewählt, indem die Wählerin/der 
Wähler eine/einen der auf dem Stimmzettel 
aufgeführten Listenbewerberin/Listenbewer-
ber kennzeichnet. Die Kennzeichnung gilt für 
die Bewerberin/den Bewerber und zugleich 
für die Liste, der sie/er angehört. Nein-
Stimmen sind ungültig. 
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(3) Auf den Stimmzetteln sind die Namen aller 
Bewerberinnen/Bewerber jedes Wahlvor-
schlags aufzuführen. Die Sitze werden auf die 
Listen nach dem Verhältnis der Gesamtzahl 
der auf sie entfallenen Stimmen im Höchst-
zahlverfahren nach dem Sainte-Laguë-Verfah-
ren verteilt. Bei gleichen Höchstzahlen wird 
per Los entschieden. 

 
(4) Innerhalb einer Liste ist für die Vergabe von 

Sitzen die Reihenfolge der Bewerberin-
nen/Bewerber maßgebend, die sich aus den 
Zahlen der für die aufgeführten Bewerberin-
nen/Bewerber abgegebenen Stimmen ergibt. 
Bei Stimmengleichheit innerhalb einer Liste ist 
die Reihenfolge der Namensnennung im 
Wahlvorschlag maßgebend. 

 
(5) Alle nicht zum Zuge gekommenen Listenbe-

werberinnen/Listenbewerber sind in abstei-
gender Reihenfolge nach der von ihnen er-
reichten Stimmenzahl sowohl als Nachrücke-
rin/Nachrücker als auch als Stellvertrete-
rin/Stellvertreter gewählt (Reserveliste). Ent-
fallen auf eine Liste mehr Sitze als diese Kan-
didatinnen/Kandidaten hat oder ist bei einer 
nachträglichen Vakanz die Reserveliste er-
schöpft, so erfolgt eine Nachwahl nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl. 

 
(6) Wird für eine Wahl gemäß Abs. 1 nur ein 

Wahlvorschlag vorgelegt, findet eine Mehr-
heitswahl statt. Bei der Mehrheitswahl hat die 
Wählerin/der Wähler so viele Stimmen, wie 
Sitze oder Ämter zu vergeben sind. Stimmen-
häufung ist unzulässig. Gewählt ist, wer die 
meisten Stimmen erhält. Dies gilt auch, wenn 
nur ein Mandat zu vergeben ist. Alle nicht mit 
einem Mandat, jedoch mit gültigen Stimmen 
versehenen Personen des Wahlvorschlages 
sind in absteigender Reihenfolge nach der von 
ihnen erreichten Stimmenzahl sowohl als 
Nachrückerin/Nachrücker als auch als Stell-
vertreterin/Stellvertreter gewählt (Reservelis-
te). Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. Nein-Stimmen sind nur gültig, wenn für 
ein einzelnes Amt nicht mehr als eine Bewer-
berin/ein Bewerber vorhanden ist. In diesem 
Fall muss auf dem betreffenden Stimmzettel 
die Alternative „Ja“ – „Nein“ vorgegeben sein. 

 
(7) Die Wahl der zentralen Gleichstellungsbeauf-

tragten, ihrer Stellvertreterinnen sowie der 
dezentralen Gleichstellungsbeauftragten und 
deren Stellvertreterinnen findet nach den Re-
geln des Mehrheitswahlrechts statt. 

 
(8) Einer Wahl bedarf es nicht, wenn die Zahl der 

Mitglieder einer Gruppe gleich oder geringer 
ist als die Zahl der ihr zustehenden Mandate. 

(9) Die Mitglieder von Kommissionen und Aus-
schüssen werden jeweils von den Vertreterin-
nen/Vertretern ihrer Mitgliedergruppen im 
entsendenden Gremium offen gewählt, sofern 
kein stimmberechtigtes Mitglied widerspricht. 
 

(10) Briefwahl ist möglich; an ihre Stelle kann auch 
ein hinreichend sicheres Verfahren der elekt-
ronischen Stimmabgabe treten. 

 
§ 7 Amtszeiten 

 
Die Amtszeit der studentischen Mitglieder eines 
Gremiums beträgt in der Regel ein Jahr, die der 
übrigen Mitglieder in der Regel zwei Jahre. Ansons-
ten richtet sich die Dauer der jeweiligen Amtszeit 
nach den Regelungen des jeweiligen Brandenbur-
gischen Hochschulgesetzes. Nach Ablauf der Über-
gangsregelungen gemäß § 29 der GO finden die 
Gremienwahlen im Sommersemester statt und die 
Amtszeit beginnt am 01. Oktober des Jahres. 
 

§ 8 Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
 
(1) Wahlberechtigt sind alle Mitglieder und An-

gehörigen der Hochschule, die am Tag vor der 
jeweiligen Wahl ins Verzeichnis der Wahlbe-
rechtigten eingetragen sind. 

 
(2) Die Mitglieder der Hochschule gemäß § 58 

BbgHG haben aktives und passives Wahlrecht.  
 
(3) Die Angehörigen der Hochschule gemäß  § 2 

Abs. 1 GO haben aktives Wahlrecht. 
 
(4) Wahlberechtigte, die mehreren Gruppen an-

gehören, haben bis zum Ablauf der Frist zur 
Abgabe der Wahlvorschläge die Möglichkeit, 
dem Wahlvorstand gegenüber zu erklären, in 
welcher Gruppe sie für diese Wahl wahlbe-
rechtigt und wählbar sein wollen. Liegt diese 
Erklärung nicht vor, entscheidet der Wahlvor-
stand über die Zuordnung. 
 

(5) Hochschulmitglieder sind während des Zeit-
raums einer Beurlaubung weiterhin aktiv und 
passiv wahlberechtigt. 

 
§ 9 Termine und Fristen 

 
(1) Wahlen sind so zu terminieren, dass sie wäh-

rend der Vorlesungszeit abgeschlossen wer-
den können.  

 
(2) Der zentrale Wahlvorstand setzt die Wahl-

termine fest und macht sie spätestens am 45. 
Kalendertag vor dem Wahltag in der Wahl-
ausschreibung bekannt. Bekanntmachungen 
des zentralen Wahlvorstandes erfolgen durch 
Aushang, im Intranet oder in anderer geeigne-
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ter Weise hochschulöffentlich. 
 
(3) Soweit in dieser Ordnung Fristen enthalten 

sind, enden sie am letzten Tag um 15:00 Uhr. 
Endet eine Frist an einem Samstag, Sonntag 
oder einem gesetzlichen Feiertag, so ist für die 
Fristwahrung der nächste Arbeitstag maßge-
bend. 

 
§ 10 Wahlausschreibung 

 
(1) Die Wahlausschreibung erfolgt entsprechend 

§ 9 Abs. 2 hochschulöffentlich und enthält ne-
ben der Mitteilung der Wahltermine Angaben 
über: 

 
1. Gegenstand und Art der Wahl, 
2. Wahlberechtigung und Wählbarkeit, 
3. Einsichtnahme in das Verzeichnis der 

Wahlberechtigten, 
4. Einspruch gegen das Verzeichnis der 

Wahlberechtigten, 
5. Abgabefrist und Form der Wahlvorschläge, 
6. Veröffentlichung der Wahlvorschläge, 
7. Versand und Rücklauf der Briefwahlunter-

lagen, 
8. Ort und Zeit der Stimmabgabe, 
9. Ort und Zeit der Feststellung des Wahler-

gebnisses. 
 
(2) Studierende, die laut Studien- und Prüfungs-

ordnung ein Praxissemester absolvieren, er-
halten die Wahlbekanntmachung über ihre 
Hochschul-E-Mailadresse. 

 
§ 11 Verzeichnis der Wahlberechtigten 

 
(1) Für Wahlen, die nicht in Gremien stattfinden, 

stellt der zentrale Wahlvorstand eine nach 
Gruppen gegliederte Liste aller Wahlberech-
tigten (Verzeichnis der Wahlberechtigten) 
nach Hochschulmitgliedern und -angehörigen 
auf. Es enthält Vor- und Familiennamen, Ge-
schlecht sowie die Organisationszugehörigkeit 
der Wahlberechtigten, bei Studierenden zu-
sätzlich die Matrikelnummer. 

 
(2) Das Verzeichnis der Wahlberechtigten wird 

mit der Veröffentlichung der Wahlausschrei-
bung für vier Wochen zur Einsicht ausgelegt. 
Eine Wahlberechtigte/ein Wahlberechtigter 
kann während der Auslegungsfrist beim zent-
ralen Wahlvorstand schriftlich Einspruch ge-
gen das Verzeichnis der Wahlberechtigten ih-
rer/seiner Gruppe einlegen. Soweit die be-
haupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, 
hat die/der Einsprechende die erforderlichen 
Beweismittel beizubringen. 
 

(3) Bezieht sich der Einspruch auf die Eintragung 

einer/eines Dritten, ist dieser/diesem vor ei-
ner Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben. 

 
(4) Der zentrale Wahlvorstand entscheidet über 

die Einsprüche. Er nimmt die Berichtigungen 
des Verzeichnisses der Wahlberechtigten vor, 
die aufgrund der Einsprüche oder eigener 
Feststellung erforderlich sind. 

 
(5) Das Verzeichnis der Wahlberechtigten wird 

vom jeweils zuständigen Wahlvorstand am 
Tag vor Beginn der Wahl abgeschlossen. Nicht 
bzw. noch nicht im Verzeichnis der Wahlbe-
rechtigten erfasste Personen, die ihre Wahlbe-
rechtigung zweifelsfrei nachweisen, können 
auf begründeten Antrag vom zentralen Wahl-
vorstand noch am Wahltag zur Wahl zugelas-
sen werden. 

 
§ 12 Wahlvorschläge 

 
(1) Der zentrale Wahlvorstand beschließt den 

Termin der Abgabe der Wahlvorschläge. Zwi-
schen dem Zeitpunkt der Wahlausschreibung 
nach § 9 und dem Termin der Abgabe der 
Wahlvorschläge müssen mindestens 21 Ka-
lendertage liegen. Der Termin ist durch die 
Wahlausschreibung hochschulöffentlich be-
kannt zu machen. 

 
(2) Ein Vorschlag für die Wahlen zu den zentralen 

Kollegialorganen und den Fachbereichsräten 
muss mindestens eine Bewerberin/einen Be-
werber enthalten; es sollten aber wenigstens 
drei Bewerberinnen/Bewerber genannt wer-
den.  

 
(3) Ein Wahlvorschlag bedarf der Unterstützung 

von mindestens fünf, in der Gruppe der Stu-
dierenden von mindestens zehn Wahlberech-
tigten. Sind in einer Gruppe weniger als 20, in 
der Gruppe der Studierenden weniger als 40 
Wahlberechtigte vorhanden, so bedarf ein 
Wahlvorschlag der Unterstützung von min-
destens drei Wahlberechtigten. Formlose 
Unterstützungserklärungen von Studierenden 
im Praxissemester sind dem Wahlvorschlag 
beizufügen. Die Zustimmungserklärungen der 
Bewerberinnen/Bewerber gelten gleichzeitig 
als Unterstützung für den Wahlvorschlag. 

 
(4) Liegen bei einer Wahl mehrere Einzelbewer-

bungen auf verschiedenen Wahlvorschlägen 
vor, darf der Wahlvorstand diese Einzelbewer-
bungen zu einem Wahlvorschlag in alphabeti-
scher Reihenfolge zusammenfassen, sofern 
die Einzelbewerberinnen/Einzelbewerber die-
sem Verfahren zustimmen. 
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(5) Wahlvorschläge sind auf den vom zentralen 

Wahlvorstand herausgegebenen Formblättern 
unter Angabe der Gruppenzugehörigkeit beim 
zuständigen Wahlvorstand einzureichen. Sie 
müssen über jede Bewerberin/jeden Bewerber 
folgende Angaben enthalten: 

 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. ggf. Amts- oder Dienstbezeichnung, 
3. Hochschulbereich, 
4. Hochschul-E-Mailadresse, 

 
bei Studierenden zusätzlich Studiengang, 
Fachsemesterzahl und Matrikelnummer.  

 
(6) Jede Bewerberin/jeder Bewerber muss ih-

re/seine Zustimmung zum Wahlvorschlag 
durch eigenhändige Unterschrift erklären. Bei 
Bewerberinnen/Bewerbern im Praxissemester 
kann das durch eine formlose Erklärung erfol-
gen. Diese ist zusammen mit dem Wahlvor-
schlag dem zentralen Wahlvorstand vorzule-
gen. 

 
(7) Jede Bewerberin/jeder Bewerber kann sich zur 

Wahl für ein bestimmtes Gremium nur auf ei-
nem Wahlvorschlag bewerben. Bewerberin-
nen/Bewerber, die auf mehreren Wahlvor-
schlägen genannt sind, werden auf allen 
Wahlvorschlägen gestrichen. 

 
(8) Wahlvorschläge können mit einem Kennwort 

versehen werden. Das Kennwort darf keine 
rechtswidrigen oder zu Verwechslungen füh-
renden Begriffe enthalten. 

 
(9) Jeder Wahlvorschlag enthält die Information, 

ob die Bewerberinnen/Bewerber in der einge-
reichten Reihenfolge oder alphabetisch auf 
dem Stimmzettel aufgeführt werden. 

 
(10) Die/der auf dem ersten Platz der Vorschlags-

liste aufgeführte Bewerberin/Bewerber ist als 
Vertrauensperson zur Abgabe und zum Emp-
fang von Erklärungen gegenüber dem Wahl-
vorstand und dem Wahlleiter ermächtigt, so-
fern keine andere Person auf der Vorschlags- 
oder der Unterstützerliste ausdrücklich be-
nannt ist. 

 
§ 13 Wahlprüfungsverfahren und Veröffentlichung 

der Wahlvorschläge 
 
(1) In der Geschäftsstelle des Wahlvorstands wird 

auf jedem Wahlvorschlag Tag und Uhrzeit des 
Eingangs vermerkt. Vorschläge, die offensicht-
lich den gesetzlichen oder den durch diese 
Wahlordnung gestellten Anforderungen nicht 
genügen, werden umgehend zur Nachbesse-

rung zurückgegeben. 
(2) Wahlvorschläge können bis zum Ende der 

Einreichungsfrist durch die Vertrauensperson 
ergänzt oder berichtigt werden. Soweit die 
schriftliche Einverständniserklärung einer/ei-
nes oder mehrerer Bewerberinnen/Bewerber 
zur Kandidatur fehlt, ist diese durch die Be-
werberin/den Bewerber bis zum Ende der Ein-
reichungsfrist nachzuholen. 

 
(3) Umgehend nach Ablauf der Einreichungsfrist 

entscheidet der Wahlvorstand über die Zulas-
sung der Wahlvorschläge. Vorschläge, die ver-
spätet eingereicht werden, den gesetzlichen 
oder den durch diese Wahlordnung gestellten 
Anforderungen nicht genügen, werden nicht 
zugelassen. 

 
(4) Wenn für eine Mitgliedergruppe kein Wahl-

vorschlag für die jeweilige Wahl eingegangen 
oder zugelassen worden ist oder ein Wahlvor-
schlag formale Mängel aufweist, kann der 
Wahlvorstand eine Nachfrist von maximal 
zwei Kalendertagen setzen. 

 
(5) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge bei einer 

personalisierten Verhältniswahl wird vom 
zentralen Wahlvorstand durch Losentscheid 
festgelegt. 

 
(6) Nach der Zulassung werden die Wahlvor-

schläge gemeinsam hochschulöffentlich be-
kannt gegeben. Bei der Bekanntmachung wird 
die Matrikelnummer nicht veröffentlicht. 

 
(7) Gegen die Entscheidung über die Zulässigkeit 

eines Wahlvorschlages kann jede/jeder Wahl-
berechtigte innerhalb von fünf Kalendertagen 
nach der Bekanntmachung schriftlich beim 
zentralen Wahlvorstand Einspruch einlegen. 
Über den Einspruch entscheidet der jeweils 
zuständige Wahlvorstand. 

 
(8) Zieht eine Bewerberin/ein Bewerber ih-

re/seine Kandidatur nach der Veröffentli-
chung der Wahlvorschläge zurück, kann keine 
Ersatzperson benannt werden. 

 
§ 14 Stimmzettel 

 
(1) Für jede Gruppe werden gesonderte Stimm-

zettel hergestellt. Auf ihnen sind die zugelas-
senen Wahlvorschläge in der gemäß § 13 Abs. 
5 festgelegten Reihenfolge aufzuführen. 

 
(2) Jeder Stimmzettel enthält den Namen des zu 

wählenden Gremiums, die Statusgruppe, die 
Anzahl der zu wählenden Sitze, die Namen der 
Bewerberinnen/Bewerber sowie einen Hin-
weis, ob die Reihenfolge der Bewerberinnen 
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bzw. Bewerber auf dem Stimmzettel alphabe-
tisch oder dem eingereichten Vorschlag/den 
eingereichten Vorschlägen entsprechend auf-
geführt ist. 

 
§ 15 Briefwahl 

 
(1) Die Möglichkeit der Briefwahl wird auf Antrag 

zugelassen. Der Antrag muss spätestens am 
20. Kalendertag vor dem Beginn der Wahl 
beim zuständigen Wahlvorstand unter Anga-
be der Zustellungsadresse beantragt worden 
sein. Der Versand erfolgt spätestens am 10. 
Kalendertag vor dem Beginn der Wahl. Posta-
lische Zusendungen von Briefwahlunterlagen 
sind entbehrlich, wenn sie der/dem Wahlbe-
rechtigten bis zum Versandtermin ausgehän-
digt wurden. Die Aushändigung erfolgt durch 
den Wahlvorstand. Der Versand bzw. die Aus-
händigung der Briefwahlunterlagen wird im 
Verzeichnis der Wahlberechtigten vermerkt. 

 
(2) Briefwahlunterlagen sind: 
 

1. der Wahlschein, 
2. der oder die Stimmzettel, 
3. der Stimmzettelumschlag, 
4. der Wahlbriefumschlag (Umschlag für die 

Rücksendung der Briefwahlunterlagen). 
 

Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet per-
sönlich ihre/seine Stimmzettel, legt sie in den 
Stimmzettelumschlag, klebt ihn zu und legt 
ihn zusammen mit dem Wahlschein in den 
Wahlbriefumschlag. Auf dem Wahlschein 
muss die/der Wahlberechtigte durch ih-
re/seine Unterschrift versichern, dass sie/er 
die Stimmzettel eigenhändig gekennzeichnet 
hat. 

 
(3) Wer von der Briefwahl Gebrauch gemacht hat, 

darf nicht mehr an der Urnenwahl teilneh-
men. 
 

(4) Der Wahlbrief muss bis zum Abschluss der 
Wahlhandlungen dem zuständigen Wahlvor-
stand zugegangen sein. 

 
(5) Ein Wahlbrief ist ungültig: 
 

1. wenn er nicht bis zum Abschluss der 
Wahlhandlung eingegangen ist, 

2. wenn dem Stimmzettelumschlag kein gül-
tiger oder kein mit der vorgeschriebenen 
Versicherung versehener Wahlschein bei-
gefügt ist, 

3. wenn weder der Wahlbriefumschlag noch 
der Stimmzettelumschlag verschlossen ist, 

4. wenn der Name der Wahlscheininhabe-
rin/des Wahlscheininhabers im Verzeichnis 

der Wahlberechtigten nicht enthalten ist, 
5. wenn sich im Verzeichnis der Wahlberech-

tigten ein Hinweis auf Stimmabgabe durch 
Urnenwahl findet. 

 
Die Gründe der Zurückweisungen sind auf den 
Unterlagen und dem Protokoll zu vermerken; 
die zugehörigen Stimmzettelumschläge sind 
ungeöffnet zu vernichten. 

 
§ 16 Wahlhandlung 

 
(1) In den Wahlräumen ist jede Wahlwerbung 

untersagt. Während der Wahlhandlung müs-
sen mindestens zwei Mitglieder des zuständi-
gen Wahlvorstandes oder ihre Stellvertrete-
rinnen/Stellvertreter oder Wahlhelferin-
nen/Wahlhelfer anwesend sein. Diese üben 
im Auftrag der Präsidentin/des Präsidenten 
das Hausrecht aus. Der Wahlvorstand hat da-
für Sorge zu tragen, dass sich in der Wahlka-
bine nicht mehr als eine Wählerin/ein Wähler 
aufhält. 

 
(2) Zur Überprüfung ihrer Identität müssen die 

Wählerinnen/Wähler ein amtliches Dokument 
vorlegen. Wenn ein solches Dokument nicht 
verfügbar ist, können die Mitglieder des 
Wahlvorstandes oder eine Dritte/ein Dritter 
die Identität der betreffenden Wählerin/des 
Wählers bestätigen, wenn ihnen diese/dieser 
persönlich bekannt ist. Andernfalls darf die 
betreffende Person nicht an der Wahl teil-
nehmen. Im Anschluss an die Überprüfung 
bzw. Bestätigung ihrer/seiner Identität erhält 
die Wählerin/der Wähler den oder die Stimm-
zettel, begibt sich in die Wahlkabine und 
kennzeichnet dort den oder die Stimmzettel. 

 
(3) Die Protokollführerin/der Protokollführer 

stellt den Namen der Wählerin/des Wählers 
im Verzeichnis der Wahlberechtigten fest und 
vermerkt dort die Stimmabgabe. Danach wirft 
die Wählerin/der Wähler ihren/seinen Stimm-
zettel gefaltet in die Wahlurne. 

 
§ 17 Feststellung des Wahlergebnisses 

 
(1) Unverzüglich nach Abschluss der Wahlen 

nimmt der Wahlvorstand öffentlich die Aus-
zählung der Stimmen vor und stellt das Wahl-
ergebnis fest. 

 
(2) Die Feststellung des Wahlergebnisses umfasst 

mindestens Angaben über: 
 

1. die Wahlbeteiligung, 
2. Zahl der ungültigen Stimmen, 
3. die Zahl der auf die einzelnen Listen oder 

Bewerberinnen / Bewerber entfallenen 
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Stimmen, 
4. die Namen der gewählten Bewerberin-

nen/Bewerber und der Stellvertreterinnen/ 
Stellvertreter. 

 
(3) Enthält eine Liste weniger Bewerberin-

nen/Bewerber, als ihr nach den Höchstzahlen 
Sitze zustehen, so bleiben diese Sitze unbe-
setzt; § 19 Abs. 3 bleibt unberührt. 

 
(4) Ein Stimmzettel ist ungültig, wenn: 
 

1. er nicht gekennzeichnet ist, 
2. er erkennbar nicht vom Wahlvorstand aus-

gegeben ist, 
3. aus seiner Kennzeichnung der Wille der 

Wählerin/des Wählers nicht zweifelsfrei 
erkennbar ist, 

4. bei einer Wahl gemäß § 6 Abs. 2 mehr als 
eine Bewerberin/ein Bewerber gekenn-
zeichnet wurde, 

5. bei einer Wahl gemäß § 6 Abs. 6 mehr 
Stimmen abgegeben wurden als der Wäh-
lerin/dem Wähler zustehen, 

6. er Stimmenhäufungen enthält, 
7. ein Wahlbrief nicht den Wahlschein und 

die erforderliche Versicherung der Wähle-
rin/des Wählers enthält, 

8. der Stimmzettelumschlag in einem Wahl-
brief nicht zugeklebt ist. 

 
(5) Enthält ein Stimmzettel einen Zusatz über die 

Kennzeichnung hinaus, entscheidet der zu-
ständige Wahlvorstand über dessen Gültig-
keit. 

 
(6) Enthält ein Stimmzettelumschlag einer Brief-

wahl weniger Stimmzettel als vorgesehen, so 
sind die abgegebenen Stimmzettel vorbehalt-
lich Abs. 4 gültig. Enthält ein Stimmzettelum-
schlag einer Briefwahl mehr Stimmzettel als 
vorgesehen, so gelten mehrere gleichartige 
Stimmzettel als eine Stimme, wenn ihre 
Kennzeichnung gleich lautend ist; andernfalls 
sind sie ungültig. 

 
§ 18 Wahlanfechtung 

 
(1) Jede/jeder Wahlberechtigte kann die Wahl 

innerhalb einer Frist von sieben Kalenderta-
gen nach Bekanntmachung des vorläufigen 
Wahlergebnisses anfechten. Der Einspruch ist 
beim Wahlausschuss schriftlich einzulegen 
und zu begründen. 

 
(2) Der Wahlausschuss entscheidet über die 

Wahlanfechtungen. Wird eine Wahl ange-
fochten, fordert der Wahlausschuss den für 
die Durchführung der Wahl zuständigen 
Wahlvorstand zu einer Stellungnahme inner-

halb von zwei Arbeitstagen auf. 
 

(3) Der Einspruch gemäß Abs. 1 ist nicht zulässig, 
wenn die Antragstellerin/der Antragsteller 
mit der gleichen Begründung Einspruch gegen 
die Wahlausschreibung, das Verzeichnis der 
Wahlberechtigten oder gegen einen Wahlvor-
schlag hätte erheben können bzw. dieser Ein-
spruch bereits geprüft und abgewiesen wur-
de. 

 
(4) Der Einspruch ist begründet, wenn Vorschrif-

ten über das Wahlrecht, über die Wählbarkeit, 
über das Wahlverfahren oder über die Fest-
stellung des Wahlergebnisses verletzt wurden, 
es sei denn, der Verstoß war nicht geeignet, 
die Mandatsverteilung zu verändern. 

 
§ 19 Wiederholungswahl, Nachwahl 

 
(1) Ist eine Wahl ganz oder teilweise für ungültig 

erklärt worden, so ist sie nach Maßgabe der 
Entscheidung unverzüglich zu wiederholen. 

 
(2) Eine Wiederholungswahl findet nach densel-

ben Vorschriften, denselben Wahlvorschlägen 
und, wenn seit der ursprünglichen Wahl das 
Semester noch nicht abgelaufen ist, aufgrund 
desselben Verzeichnisses der Wahlberechtig-
ten wie für die ursprüngliche Wahl statt, so-
weit nicht die Entscheidung gemäß § 17 hin-
sichtlich der Wahlvorschläge und des Ver-
zeichnisses der Wahlberechtigten Änderun-
gen vorschreibt. Personen, die zwischenzeit-
lich die Wahlberechtigung oder die Wählbar-
keit verloren haben, sind aus den Wahlvor-
schlägen zu streichen.  

 
(3) Sind bei einer Wahl nicht alle zu vergebenden 

Mandate besetzt worden, so findet auf Antrag 
einer/eines Wahlberechtigten eine Nachwahl 
statt. Dem Antrag ist mindestens ein Wahl-
vorschlag mit der Einverständniserklärung 
mindestens einer Bewerberin/eines Bewer-
bers zur Wahl beizufügen. 

 
(4) Nachwahlen können auch dann durchgeführt 

werden, wenn einem Gremium keine Ersatz-
mitglieder mehr zur Verfügung stehen. 

 
(5) Die Fristen gemäß § 8 und 15 können für 

Wiederholungs- und Nachwahlen bis auf die 
Hälfte verkürzt werden. Die Wiederholungs- 
und Nachwahlen können auch ausschließlich 
durch Briefwahl durchgeführt werden. 

 
§ 20 Mandatsnachfolge 

  
(1) Die Mitglieder eines Gremiums üben ihr Amt 

bis zur Neuwahl bzw. der Wahl oder Bestel-
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lung einer Nachfolgerin/eines Nachfolgers 
aus. 

(2) Aus einem Gremium oder einem Amt scheidet 
aus, wer: 

 
1. die Mitgliedschaft in der Gruppe verliert, 

für die sie/er gewählt ist, 
2. die Organisationseinheit verlässt, für die 

sie/er gewählt ist, 
3. aus anderen Gründen ihre/seine Wählbar-

keit verliert, 
4. ihr/sein Mandat oder Amt niederlegt. 

 
(3) Das Amt der Präsidentin/des Präsidenten, der 

ersten Vizepräsidentin/des ersten Vizepräsi-
denten und der weiteren Vizepräsidentin-
nen/Vizepräsidenten, der Dekaninnen/Deka-
ne, der Prodekanin/des Prodekans und der 
weiteren Prodekaninnen/Prodekane ist ge-
mäß § 4 Abs. 4 GO unvereinbar mit der Mit-
gliedschaft in einem Kollegialorgan der Hoch-
schule. Daher erlischt mit Beginn der Amts-
übernahme die vorhergehende Mitgliedschaft 
in einem Kollegialorgan bzw. mit Beginn der 
Mitgliedschaft in einem Kollegialorgan das 
vorhergehende Amt. 

 
(4) An die Stelle eines gemäß Abs. 2 oder 3 ausge-

schiedenen Mitglieds tritt die/der jeweils 
rangnächste Bewerberin/Bewerber aus dem 
Wahlvorschlag der Ausgeschiedenen/des 
Ausgeschiedenen (Nachrückerin/Nachrücker), 
im Fall einer Wahl gemäß § 6 Abs. 5 und 6 
(Mehrheitswahl) die Bewerberin/der Bewer-
ber mit der jeweils nächst niedrigeren Stim-
menzahl. 

 
(5) Legt eine Dekanin/ein Dekan ihr/sein Amt 

nieder oder ist aus anderen Gründen gehin-
dert, ihr/sein Amt auszuüben, fungiert die 
ständige Vertreterin/der ständige Vertreter 
als amtierende Dekanin/amtierender Dekan 
bis zur zeitnahen Wahl einer Nachfolge-
rin/eines Nachfolgers. 

 
§ 21 Wahl und Abwahl der Präsidentin/ 

des Präsidenten 
 
(1) Der zentrale Wahlvorstand ist für die Wahl 

und Abwahl der Präsidentin/des Präsidenten 
zuständig. 

 
(2) Die Präsidentin/der Präsident wird aufgrund 

eines im Benehmen mit dem Senat vorgeleg-
ten Wahlvorschlages des Landeshochschulra-
tes vom Senat gemäß § 65 Abs. 2 BbgHG ge-
wählt und von dem für die Hochschulen zu-
ständigen Mitglied der Landesregierung be-
stellt. 

 

(3) Bewerberinnen-/Bewerbervorschläge sind bei 
der/dem Vorsitzenden des Zentralen Wahl-
vorstandes einzureichen und müssen die Ein-
verständniserklärung der Kandidatinnen/der 
Kandidaten zur Wahl sowie die Bereitschafts-
erklärung zum Amtsantritt im Falle der Wahl 
enthalten.  

 
(4) Der Senat wählt in geheimer Wahl. Jedes Mit-

glied des Senats kann ihre/seine Stimme in 
einem Wahlgang jeweils nur einer Bewerbe-
rin/einem Bewerber geben. Gewählt ist, wer 
die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des 
Senats in einem Wahlgang auf sich vereint. 

 
(5) Kommt eine Wahl auch im zweiten Wahlgang 

nicht zustande, findet zwischen den beiden 
Bewerberinnen/Bewerbern, die im zweiten 
Wahlgang die meisten Stimmen erhielten, ein 
dritter Wahlgang statt, in dem gewählt ist, 
wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder 
des Senats erhält. 
 

(6) Enthält der im Benehmen mit dem Senat vor-
gelegte Wahlvorschlag des Landeshochschul-
rates nur einen Namen, sind im ersten und 
zweiten Wahlgang die Stimmen der Mehrheit 
der Mitglieder des Senats erforderlich. Wird 
diese Mehrheit auch im dritten Wahlgang 
nicht erreicht, wird die Wahl beendet.  

 
(7) Der zentrale Wahlvorstand prüft die Gültig-

keit der Wahlvorschläge und der Stimmzettel 
im Senat, stellt die Abstimmungsergebnisse 
fest und gibt die Wahlergebnisse hochschulöf-
fentlich bekannt. Die Wahlvorschläge sind zu 
protokollieren und zu den Unterlagen des Se-
nats zu nehmen. 

 
(8) Die/der Vorsitzende des Senats hat dem für 

die Hochschulen zuständigen Mitglied der 
Landesregierung und der/dem Vorsitzenden 
des Landeshochschulrats unverzüglich das Er-
gebnis der Wahl mitzuteilen. 

 
(9) Die Abwahl der Präsidentin/des Präsidenten 

ist gemäß § 65 Abs. 4 BbgHG auf Antrag min-
destens eines Mitglieds des Senats mit einer 
Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder mög-
lich. Die Abwahl ist erst nach Ablauf von sechs 
Monaten nach Amtsantritt zulässig. Vor Ein-
leitung eines Abwahlverfahrens hat die/der 
Senatsvorsitzende dem Landeshochschulrat 
schriftlich die Gründe des Abwahlbegehrens 
mitzuteilen und der Präsidentin/dem Präsi-
denten Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 
Gründen des Abwahlbegehrens zu geben. Die 
Abwahl kann nur dadurch erfolgen, dass der 
Senat auf Vorschlag eines oder mehrerer sei-
ner Mitglieder eine Nachfolgerin/einen Nach-
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folger gemäß Abs. 4 wählt und das für die 
Hochschulen zuständige Mitglied der Landes-
regierung ersucht, die Präsidentin/den Präsi-
denten abzuberufen. Das für die Hochschulen 
zuständige Mitglied der Landesregierung 
muss dem Ersuchen bei ordnungsgemäßer 
Durchführung des Abwahlverfahrens entspre-
chen und nach Maßgabe des § 65 Abs. 4 
BbgHG die Gewählte/den Gewählten bestel-
len. 

 
§ 22 Wahl und Abwahl der Vizepräsidentinnen/ 

Vizepräsidenten 
 
(1) Der zentrale Wahlvorstand ist für die Wahl 

und das Verfahren der Abwahl der ersten Vi-
zepräsidentin/des ersten Vizepräsidenten, der 
weiteren Vizepräsidentinnen/Vizepräsidenten 
sowie der Vizepräsidentinnen/Vizepräsiden-
ten für besondere Aufgaben zuständig. 

 
(2) Der Senat entscheidet gemäß § 13 Abs. 5 GO 

auf Vorschlag der Präsidentin/des Präsiden-
ten, ob die erste Vizepräsidentin/der erste Vi-
zepräsident hauptberuflich tätig ist. Die 
hauptberufliche erste Vizepräsidentin/der 
hauptberufliche erste Vizepräsident wird vom 
Senat gewählt. Die Ausschreibung erfolgt um-
gehend nach dem Beschluss des Senats. Die 
Präsidentin/der Präsident reicht den Vor-
schlag für die Wahl einer ersten hauptberufli-
chen Vizepräsidentin/eines ersten hauptbe-
ruflichen Vizepräsidenten schriftlich spätes-
tens sechs Wochen nach Ende der Bewer-
bungsfrist beim zentralen Wahlvorstand ein. 
Dem Senat müssen die Vorschläge spätestens 
in seiner letzten vor der Wahl der hauptberuf-
lichen ersten Vizepräsidentin/des hauptberuf-
lichen ersten Vizepräsidenten liegenden Sit-
zung (mindestens vier Wochen vor der Wahl) 
vorliegen. Der Vorschlag muss mit einer Erklä-
rung der Bewerberin/des Bewerbers versehen 
sein, dass sie/er mit der Kandidatur einver-
standen ist und im Falle der Wahl bereit ist, 
das Amt anzutreten.  

 
(3) Der Senat entscheidet gemäß § 13 Abs. 3 GO 

auf Vorschlag der Präsidentin/des Präsidenten 
über die Anzahl weiterer Vizepräsidentin-
nen/Vizepräsidenten (maximal zwei) sowie 
die Anzahl der Vizepräsidentinnen/Vize-
präsidenten für besondere Aufgaben (maxi-
mal drei). Die Amtszeit der ersten Vizepräsi-
dentin/des ersten Vizepräsidenten, der weite-
ren Vizepräsidentinnen/Vizepräsidenten so-
wie der Vizepräsidentinnen/Vizepräsidenten 
für besondere Aufgaben beträgt in der Regel 
drei Jahre. Über Ausnahmen entscheidet der 
Senat auf Vorschlag der Präsidentin/des Prä-
sidenten. 

 
(4) Die erste Vizepräsidentin/der erste Vizepräsi-

dent wird aufgrund des Vorschlags der Präsi-
dentin/des Präsidenten vom Senat aus der 
Mitte der Mitglieder der Hochschule gewählt, 
die den Anforderungen gemäß § 65 Abs. 3 
BbgHG entsprechen. Die weiteren Vizepräsi-
dentinnen/Vizepräsidenten sowie die Vize-
präsidentinnen/Vizepräsidenten für besonde-
re Aufgaben werden aufgrund von Vorschlä-
gen der Präsidentin/des Präsidenten vom Se-
nat aus der Mitte der Mitglieder der Hoch-
schule gewählt.  

 
(5) Vorschläge für die Wahl der ersten Vizepräsi-

dentin/des ersten Vizepräsidenten, der  weite-
ren Vizepräsidentinnen/Vizepräsidenten so-
wie der Vizepräsidentinnen/Vizepräsidenten 
für besondere Aufgaben sind dem zentralen 
Wahlvorstand schriftlich spätestens zwei Wo-
chen vor der Wahl einzureichen. Der Vorschlag 
muss mit einer Erklärung der Bewerberin/des 
Bewerbers versehen sein, dass sie/er mit der 
Kandidatur einverstanden ist und im Falle der 
Wahl bereit ist, das Amt anzutreten. Der 
Wahlvorstand prüft die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge. Die Vorschläge zur Wahl der ers-
ten Vizepräsidentin/des ersten Vizepräsiden-
ten, der  weiteren Vizepräsidentinnen/Vize-
präsidenten sowie der Vizepräsidentin-
nen/Vizepräsidenten für besondere Aufgaben 
müssen dem Senat spätestens mit der Tages-
ordnung zu der Sitzung, in der gewählt wird, 
zugehen. 

 
(6) Der zentrale Wahlvorstand führt für jedes 

Amt der Vizepräsidentin/des Vizepräsidenten 
ein Stimmabgabeverfahren im Senat durch. 
Die Stimmabgabe ist geheim. Gewählt ist die 
Bewerberin/der Bewerber, die/der die Mehr-
heit der Stimmen der Mitglieder des Senats 
erhält. Kommt für eine Kandidatin/einen 
Kandidaten die nach Satz 2 erforderliche 
Mehrheit auch im zweiten Wahlgang nicht 
zustande, hat die Präsidentin/der Präsident 
unverzüglich, spätestens jedoch zum Versand 
der Einladung zur nächsten Sitzung des Se-
nats, einen neuen Vorschlag vorzulegen.  

 
(7) Der zentrale Wahlvorstand prüft die Gültig-

keit der Stimmzettel im Senat, stellt die Ab-
stimmungsergebnisse fest und gibt die Wahl-
ergebnisse hochschulöffentlich bekannt. Die 
Wahlergebnisse sind zu protokollieren und zu 
den Unterlagen des Senats zu nehmen. 
Die/der Vorsitzende des Senats hat dem für 
die Hochschulen zuständigen Mitglied der 
Landesregierung und der/dem Vorsitzenden 
des Landeshochschulrats unverzüglich das Er-
gebnis der Wahl mitzuteilen. 
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(8) Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens einer 
Vizepräsidentin/eines Vizepräsidenten schlägt 
die Präsidentin/der Präsident dem Senat eine 
Nachfolgerin/einen Nachfolger zur Wahl vor. 
Für das Wahlverfahren gelten die Abs. 2 bis 7 
entsprechend. 

 
(9) Die Regelungen gemäß § 21 Abs. 9 zur Abwahl 

der Präsidentin/des Präsidenten gelten sinn-
gemäß auch für die Abwahl einer Vizepräsi-
dentin/eines Vizepräsidenten. Das Nominie-
rungsrecht der Präsidentin/des Präsidenten 
bleibt unberührt. 

 
§ 23 Wahl und Abwahl der/des Vorsitzenden des 

Senats und der/des stellvertretenden Vorsitzenden 
des Senats 

 
(1) Der zentrale Wahlvorstand ist für die Wahl 

und das Verfahren der Abwahl der/des Vorsit-
zenden des Senats und der Stellvertreterin-
nen/Stellvertreter zuständig. 

 
(2) Die Wahl der/des Vorsitzenden des Senats 

und ihrer/seiner Stellvertreterin oder ih-
res/seines Stellvertreters findet getrennt von-
einander in der konstituierenden Sitzung des 
Senats statt. Der zentrale Wahlvorstand lädt 
unter Einhaltung der Ladefrist zur konstituie-
renden Sitzung des Senats ein. Die konstituie-
rende Sitzung findet gegen Ende der Vorle-
sungszeit des dem Amtsantritt vorangehen-
den Semesters statt. 

 
(3) Die Wahl ist geheim und findet im Anschluss 

an eine Aussprache mit den aufgestellten 
Kandidatinnen/Kandidaten statt. Das Wahl-
recht wird durch die schriftliche Abstimmung 
in der konstituierenden Senatssitzung ausge-
übt. Briefwahl findet nicht statt. Der Senat 
entscheidet über die Anzahl der stellvertre-
tenden Vorsitzenden (maximal zwei). Auf den 
Stimmzetteln ist je eine Kandidatin/ein Kan-
didat für den Vorsitz und die beschlossene An-
zahl für den stellvertretenden Vorsitz zu 
kennzeichnen. Stimmzettel, die mehr als die 
nötigen Kennzeichnungen enthalten, sind un-
gültig. Gewählt ist die Kandidatin/der Kandi-
dat, die/der die Mehrheit der Stimmen der 
Mitglieder des Senats auf sich vereinigt. 
Kommt nach einem dritten Wahlgang eine 
Mehrheit nicht zustande, sind in der gleichen 
bzw. spätestens bis zur darauf folgenden Sit-
zung neue Kandidatinnen/Kandidaten zu be-
nennen.  

 
(4) Für die Abwahl gelten sinngemäß die entspre-

chenden Regelungen von § 21 Abs. 9 der vor-
liegenden Wahlordnung. 

 

§ 24 Wahl der Gleichstellungsbeauftragten und 
ihrer Stellvertreterinnen sowie der dezentralen 

Gleichstellungsbeauftragten und deren  
Stellvertreterinnen 

 
(1) Gemäß § 18 GO werden die Gleichstellungs-

beauftragte und bis zu zwei Stellvertreterin-
nen auf Vorschlag des erweiterten Gleichstel-
lungsrates von allen Mitgliedern und Angehö-
rigen der Fachhochschule Potsdam für eine 
Amtszeit von vier Jahren gewählt. Die Präsi-
dentin/der Präsident bestellt die zentrale 
Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellver-
treterinnen. Die Aufgabe der zentralen Gleich-
stellungsbeauftragten kann auch hauptamt-
lich wahrgenommen werden.  
 

(2) Der erweiterte Gleichstellungsrat schreibt drei 
Monate vor Ablauf der Amtszeit die Ämter der 
zentralen Gleichstellungsbeauftragten und ih-
rer Stellvertreterinnen hochschulintern aus. 
Sind vier Wochen nach der Ausschreibung 
keine Bewerbungen eingegangen, wird das 
Amt der zentralen Gleichstellungsbeauftrag-
ten öffentlich ausgeschrieben. 
 

(3) Soweit interne Bewerbungen für das Amt der 
zentralen Gleichstellungsbeauftragten und ih-
rer Stellvertreterinnen eingegangen sind, lädt 
der erweiterte Gleichstellungsrat geeignete 
Bewerberinnen zu einem Vorstellungsge-
spräch ein und entscheidet anschließend mit 
der Mehrheit der stimmberechtigten Mitglie-
der über die Auswahl der Bewerberinnen zur 
Kandidatur. Der erweiterte Gleichstellungsrat 
hat die Möglichkeit, mehrere Bewerberinnen 
zur Kandidatur zur zentralen Gleichstellungs-
beauftragten und zu deren Stellvertreterinnen 
vorzuschlagen. Die Wahl erfolgt nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl und in der 
Regel im Rahmen der Wahlen zu den Kollegi-
alorganen der Hochschule im Sommersemes-
ter. Die Bewerberin mit den meisten Stimmen 
ist gewählt. 
 

(4) Sofern das Amt der zentralen Gleichstellungs-
beauftragten extern ausgeschrieben wurde, 
gilt Abs. 3. ebenso für den Wahlvorschlag und 
die Wahl der zentralen Gleichstellungsbeauf-
tragten.   
Liegen für die bis zu zwei Stellvertreterinnen 
der zentralen Gleichstellungsbeauftragten 
keine internen Bewerbungen vor, sind alle 
Mitglieder und Angehörigen der Hochschule 
vorschlagsberechtigt. Gewählt werden kön-
nen alle weiblichen Mitglieder der Hochschu-
le. Über die Zulassung zur Wahl entscheidet 
der zentrale Wahlvorstand gemäß § 13 WO.  
Wahlberechtigt sind alle Mitglieder und An-
gehörigen der Fachhochschule Potsdam. Die 
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Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl und in der Regel im Rahmen 
der Wahlen zu den Kollegialorganen der 
Hochschule im Sommersemester. Die zwei 
Bewerberinnen mit den meisten Stimmen 
sind gewählt. 
 

(5) Die dezentralen Gleichstellungsbeauftragten 
werden von ihren jeweiligen Bereichen zur 
Wahl vorgeschlagen. Ein Wahlvorschlag be-
darf der Unterstützung von mindestens zehn 
Wahlberechtigten. Sind in einer Gruppe weni-
ger als 20 Wahlberechtigte vorhanden, so be-
darf ein Wahlvorschlag der Unterstützung von 
mindestens drei Wahlberechtigten. Wahlbe-
rechtigt sind alle Mitglieder und Angehörigen 
des jeweiligen Bereichs. Die Wahl erfolgt nach 
den Grundsätzen der Mehrheitswahl und in 
der Regel im Rahmen der Wahlen zu den Kol-
legialorganen der Hochschule im Sommerse-
mester. Die Bewerberin mit den meisten 
Stimmen im jeweiligen Bereich ist gewählt.  

 
(6)  Die Abwahl der zentralen Gleichstellungsbe-

auftragten ist auf Antrag mindestens eines 
Mitglieds des erweiterten Gleichstellungsrates 
mit einer Zweidrittelmehrheit seiner Mitglie-
der möglich. Die Abwahl ist erst nach Ablauf 
von sechs Monaten nach Amtsantritt zulässig. 
Vor Einleitung eines Abwahlverfahrens hat 
die/der Vorsitzende des erweiterten Gleich-
stellungsrates der Präsidentin/dem Präsiden-
ten schriftlich die Gründe des Abwahlbegeh-
rens mitzuteilen und der zentralen Gleichstel-
lungsbeauftragten Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu den Gründen des Abwahlbegehrens 
zu geben. Die Abwahl kann nur dadurch erfol-
gen, dass die Mitglieder und Angehörigen der 
Hochschule auf Vorschlag des Erweiterten 
Gleichstellungsrates eine Nachfolgerin gemäß 
Abs. 3 wählen und die Präsidentin/den Präsi-
denten ersuchen, die zentrale Gleichstel-
lungsbeauftragte abzuberufen. Die Präsiden-
tin/der Präsident muss dem Ersuchen bei ord-
nungsgemäßer Durchführung des Abwahlver-
fahrens entsprechen und die Gewählte bestel-
len. 

 
§ 25 Wahl und Abwahl der Dekanin/des Dekans 

und der Prodekanin/des Prodekans 
 
(1) Die Wahl der Dekanin/des Dekans und der 

Prodekanin/des Prodekans findet, sofern die 
Amtszeit es erfordert, in der konstituierenden 
Sitzung des Fachbereichsrats statt. Die konsti-
tuierende Sitzung des Fachbereichsrats  findet 
gegen Ende der Vorlesungszeit des dem 
Amtsantritt vorangehenden Semesters statt. 
Der Wahlvorstand des jeweiligen Fachbereichs 
lädt unter Einhaltung der Ladefrist zur konsti-

tuierenden Sitzung ein. 
 

(2) Auf Vorschlag der Präsidentin/des Präsidenten 
wählt der Fachbereichsrat aus dem Kreis der 
dem Fachbereich angehörenden Hochschul-
lehrerinnen/Hochschullehrer die Dekanin/den 
Dekan. Wahlvorschläge sind von der Präsiden-
tin/vom Präsidenten bei der/dem Vorsitzen-
den des Wahlvorstandes des jeweiligen Fach-
bereichs einzureichen und müssen die Einver-
ständniserklärung der Kandidatin/des Kandi-
daten zur Wahl und die Bereitschaftserklä-
rung zum Amtsantritt im Fall der Wahl enthal-
ten.  

 
(3) Die Stimmabgabe ist geheim. Jedes Mitglied 

des Fachbereichsrats hat eine Stimme. Die 
Wahl der Dekanin/des Dekans bedarf außer 
der Mehrheit der Mitglieder des Fachbereichs-
rats auch der Mehrheit der ihm angehören-
den Hochschullehrerinnen / Hochschullehrer. 
Kommt hiernach eine Wahl auch im zweiten 
Wahlgang nicht zustande, so genügt für eine 
Entscheidung in einem dritten Wahlgang die 
Mehrheit der dem Fachbereichsrat angehö-
renden Hochschullehrerinnen/Hochschulleh-
rer. Bei Stimmengleichheit im dritten Wahl-
gang ist der betreffende Wahlvorschlag abge-
lehnt. Ein erforderlicher erneuter Wahlgang 
kann erst in einer darauf folgenden form- und 
fristgerecht einberufenen Sitzung des Fachbe-
reichsrats erfolgen. 

 
(4) Der Fachbereichsrat wählt mit der Mehrheit 

der Stimmen der Fachbereichsratsmitglieder 
auf Vorschlag der Dekanin/des Dekans eine 
Prodekanin/einen Prodekan als ständige Ver-
treterin/ständigen Vertreter der Dekanin/des 
Dekans in der Regel aus dem Kreis der dem 
Fachbereich angehörenden Hochschullehre-
rinnen/Hochschullehrer. Auf Vorschlag der 
Dekanin/des Dekans beschließt der Fachbe-
reichsrat gemäß § 23 Abs. 4 GO die Anzahl der 
weiteren Prodekaninnen/Prodekane sowie der 
Prodekaninnen/Prodekane für besondere Auf-
gaben. Die weiteren Prodekaninnen/Prode-
kane sowie die Prodekaninnen/Prodekane für 
besondere Aufgaben werden auf Vorschlag 
der Dekanin/des Dekans vom Fachbereichsrat 
mit der Mehrheit der Stimmen der Fachbe-
reichsratsmitglieder gewählt. Kommt hier-
nach eine Wahl auch im zweiten Wahlgang 
nicht zustande, so genügt für eine Entschei-
dung im dritten Wahlgang die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. 

 
(5) Der Wahlvorstand des jeweiligen Fachbereichs 

prüft die Gültigkeit der Wahlvorschläge und 
der Stimmzettel im Fachbereichsrat, führt die 
Wahl durch, stellt die Abstimmungsergebnis-
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se fest und gibt die Wahlergebnisse im Fach-
bereichsrat bekannt. Der Wahlablauf ist zu 
protokollieren, unverzüglich der Präsiden-
tin/dem Präsidenten und dem zentralen 
Wahlvorstand zur Kenntnis zu geben und zu 
den Unterlagen des Fachbereichsrats zu neh-
men. 

 
(6) Eine Abwahl der Dekanin/des Dekans ist auf 

Antrag eines Mitglieds des Fachbereichsrats 
mit Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder 
möglich. Die Abwahl ist erst nach Ablauf von 
sechs Monaten nach Amtsantritt zulässig. Vor 
Durchführung des Abwahlverfahrens hat der 
Fachbereichsrat der Präsidentin/dem Präsi-
denten schriftlich die Gründe des Abwahlbe-
gehrens mitzuteilen und der Dekanin/dem 
Dekan Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 
Gründen des Abwahlbegehrens zu geben. Eine 
erfolgreiche Abwahl gilt erst als vollzogen, 
wenn ggf. in derselben Sitzung unter Verzicht 
auf das Nominierungsrecht der Präsiden-
tin/des Präsidenten eine neue Dekanin/ein 
neuer Dekan gewählt worden ist. Die Amtszeit 
der neu gewählten Dekanin/des neu gewähl-
ten Dekans endet mit der regulären Amtszeit 
der bisherigen Dekanin/des bisherigen De-
kans.  

 
(7) Diese Regelungen gelten sinngemäß auch für 

die Wahl und Abwahl einer Prodekanin/eines 
Prodekans sowie für die Abwahl der/des für 
ein bestimmtes Aufgabengebiet gewählten 
Prodekanin/Prodekans. 

 
§ 26 Wahl und Abwahl der /des Vorsitzenden des 

Fachbereichsrats, der/des stellvertretenden  
Vorsitzenden 

 
(1) Die Wahl der/des Vorsitzenden des Fachbe-

reichsrats und der/des stellvertretenden Vor-
sitzenden findet in der konstituierenden Sit-
zung des Fachbereichsrats statt. Der Wahlvor-
stand des jeweiligen Fachbereichs lädt unter 
Einhaltung der Ladefrist zur konstituierenden 
Sitzung ein. 

 
(2) Die konstituierende Sitzung des Fachbereichs-

rats findet gegen Ende der Vorlesungszeit des 
dem Amtsantritt vorangehenden Semesters 
zum Zweck der Wahl der/des Vorsitzenden 
des Fachbereichsrats und der/des stellvertre-
tenden Vorsitzenden statt. 

 
(3) Die Aufstellung der Kandidatinnen/der Kandi-

daten zur Wahl der/des Vorsitzenden des 
Fachbereichsrats und der/des stellvertreten-
den Vorsitzenden erfolgen getrennt und ge-
heim nach Aussprache im Fachbereichsrat. 
Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines 

Stimmzettels ausgeübt.  Auf den Stimmzet-
teln ist eine Kandidatin/ein Kandidat anzu-
kreuzen. Mit mehr als einem Kreuz gekenn-
zeichnete Stimmzettel sind ungültig. Gewählt 
sind die Kandidatin/der Kandidat, die/der die 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des 
Fachbereichsrats erhält. Für erforderliche wei-
tere Wahlgänge können neue Wahlvorschläge 
eingereicht werden. 
 

(4) Für die Abwahlverfahren gilt sinngemäß § 23 
Abs. 6. 

 
§ 27 Aufbewahrung der Wahlunterlagen 

 
Die Wahlunterlagen (Niederschriften, Bekanntma-
chungen, Wahlvorschläge und Stimmzettel) wer-
den von der Geschäftsstelle des Wahlvorstands 
mindestens bis zum Abschluss der nächsten Wahl 
aufbewahrt. 
 

§ 28 Inkrafttreten 
 
Diese Wahlordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf-
fentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Fachhochschule Potsdam in Kraft. 
 
gez. Prof. Dr. Eckehard Binas 
Präsident 
 
Potsdam, den 27.08.2014 
 
 


